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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die Entschädigung 
für Strafverfolgungsmaßnahmen 

A. Problem 

Nach § 17 des 1. SED-Unrechtsbereinigungsgesetzes beträgt die 
Kapitalentschädigung für jeden Monat einer mit wesentlichen 
Grundsätzen einer freiheitlichen rechtsstaatlichen Ordnung unver-
einbaren Freiheitsentziehung 300 DM. Auf diesen Betrag werden 
andere Entschädigungsleistungen, insbesondere nach dem Häft-
lingshilfegesetz, angerechnet. Im übrigen sind nur Unterstützungs-
leistungen bei besonderer Beeinträchtigung der wi rtschaftlichen 
Lage, bei gesundheitlichen Schäden und für Hinterbliebene vor-
gesehen. Demgegenüber wurde und wird in der Bundesrepublik 
Deutschland für unschuldig erlittene Schäden aus Strafverfol-
gungsmaßnahmen Entschädigung für wirtschaftliche Schäden und 
zusätzlich für den Nichtvermögensschaden gemäß § 7 StrEG i. d. F. 
vom 24. Mai 1988 (BGBl. I S. 638) ab 1. Januar 1987 eine Entschä-
digung von 20 DM pro Tag, mithin 600 DM pro Monat unschuldig 
erlittener Freiheitsentziehung gezahlt. 

Die Leistungen in Ost und West stehen mithin in unvereinbarem 
Gegensatz zueinander. 
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B. Lösung 

Die Ungleichbehandlung kann z. Z. nur dadurch abgebaut wer-
den, daß der Entschädigungsbetrag nach § 7 StrEG auf 300 DM 
herabgesetzt wird. Es bleibt der späteren Rechtsentwicklung 
vorbehalten, diesen Betrag in beiden Gesetzen auf 600 DM anzu-
heben, sobald das haushaltsmäßig möglich ist. Bis dahin bleibt es 
dem jeweiligen Haushaltsgesetzgeber überlassen, einen Betrag in 
gleicher Höhe, wie er nun für die auf 300 DM herabgesetzte 
Entschädigung vorgesehen wird, in die Stiftung für ehemalige 
politische Häftlinge nach § 15 Häftlingshilfegesetz zusätzlich ein-
zubringen. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Keine 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 	Drucksache 12/3017 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die Entschädigung 
für Strafverfolgungsmaßnahmen 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Artikel 1 

§ 7 Abs. 3 des Gesetzes über die Entschädigung für 
Strafverfolgungsmaßnahmen in der Fassung vom 
24. Mai 1988 (BGBl. I S. 638) erhält folgende Fas-
sung: 

„(3) Für den Schaden, der nicht Vermögensschaden 
ist, beträgt die Entschädigung zehn Deutsche Mark 
für jeden angefangenen Tag der Freiheitsentzie-
hung. " 

Artikel 2 

„Dieses Gesetz tritt mit seiner Verkündung in 
Kraft."  

Bonn, den 1. Juli 1992 
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